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Die Ausführungen in der Beschwerdeschrift deuten darauf hin, 
daß die Beschwerdeführer der Meinung sind, der Inhalt des ) 4 
Abs. 2 lit. a in Verbindung mit g 3 Abs. 1 lit. a und g 1 Abs. 1 

Z. 2 lit. a GVG. 1930 widerspreche dem Gleichheitsgebot der Bundes- 
verfassung, weil es keinerlei sachliche Begründung für die Regelung 
gebe. Gewiß ist es dem Gesetzgeber verwehrt, Differenzierungen zu 
schaffen, die sachlich nicht begründbar sind (vgl. die Rechtsprechung; 
z. B. Erk. Slg. Nr. 6030/1969, 5931/1969, 5854/1968, 5481/1963, 5029/ 
1965). Davon kann aber hier wohl keine Rede sein. Einer drohenden 
Uberfremdung durch Ausländer vorzubeugen, ist im gegebenen Zu- 
sammenhang nicht sachfremd; die in der Regelung liegende Differen- 
zierung ist damit sachlich begründbar. Bedenken im Hinblick auf das 
Gleichheitsgebot entstehen hier gegen g 4 Abs. 2 lit. a GVG. 1930 
nicht. 

Damit ist auch das den Eingangssatz des g 4 Abs. 2 GVG. 1970 
betreffende Vorbringen der Beschwerde beantwortet. 

Es sind überhaupt gegen die Rechtsgrundlagen des bekämpften 
Bescheides verfassungsrechtliche Bedenken nicht entstanden. 

2. Denkunmöglich hat die belangte Behörde das Gesetz nicht ange- 
wendet. Der bekämpfte Bescheid ist mit keinem Fehler behaftet, der 
bewirken würde, daß der Bescheid als gesetzlos ergangen anzusehen 
wäre. 

3. Im Eigentumsrecht sind demnach die Beschwerdeführer auch 
nicht verletzt worden. 

C. Die Beschwerdeführer sind in keinem verfassungsgesetzlich 
gewährleisteten Recht verletzt worden. 

Die Beschwerde war daher abzuweisen. 

S547 

Vorarlberger Landesbauordnung; Aufhebung einiger Worte in 
g 15 Abs. 1 lit. b und des g 28; $ 84 Abs. 1 nicht verfassungs- 

widrig 
Erk. v. 7. Oktober 1931, G 5/71 

(Vgl, Kundmachung LGBl. Nr. 59/1971) 

A. Die im g 15 Abs. 1 lit. b der Landesbauordnung — LBO (Anlage zur 
Verordnung der Vorarlberger Landesregierung, Landesgesetzblatt Nr. 49/ 
1962, über die Neukundmachung der Landesbauordnung) enthaltenen Worte: 
„zur Herstellung von Einfriedungen, insofern sie an öffentliche Verkehrs- 
flächen zu liegen kommen", sowie g 28 dieser Landesbauordnung werden 
als verfassungswidrig aufgehoben. 
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Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. September 1932 in Kraft. 
Frühere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraft. 
Der Landeshauptmann von Vorarlberg ist zur unverzüglichen Kund- 

machung im Landesgesetzblatt verpflichtet. 
B. Dem Antrag des Verwaltungsgerichtshofes, g 84 Abs. 1 der Landes- 

bauordnung als verfassungswidrig aufzuheben, wird keine Folge gegeben. 
Der Antrag des Verwaltungsgerichtshofes, die Bestimmungen des g 80 

und des g 86 Abs. 1 der Landesbauordnung als verfassungswidrig aufzu- 
heben, wird zurückgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Beim Verwaltungsgerichtshof ist unter Zl. 936/70 eine Säum- 
nisbeschwerde anhängig, der folgender Sachverhalt zugrunde liegt: 

Der Beschwerdeführer hat im Mai 1966 entlang den in seinem 
Eigentum stehenden Grundparzellen 1566, 1568, 1569 und 1530 der 
Kat. Gem. M. gegenüber dem öffentlichen Gut, Grundparzellen 1597 
und 1670 (Gemeindeweg), ohne im Besitz der nach g 15 Abs. 1 lit. b 
LBO. erforderlichen Baubewilligung zu sein, eine Einfriedung errich- 
tet. Uber Aufforderung durch die Gemeinde M. hat der Beschwerde- 
führer nachträglich um die Erteilung der baupolizeilichen Bewilligung 
angesucht. Diesem Ansuchen wurde mit Bescheid des Bürgermeisters 
der Gemeinde M. vom 2. November 1966, Zl. 153-9/1969, keine Folge 
gegeben. Die dagegen vom Beschwerdeführer eingebrachte Berufung 
wurde mit Bescheid der Gemeindevertretung der Gemeinde M. vom 
14. März 1969, Zl. 153-9/1969, abgewiesen, dieser Bescheid jedoch auf 
Grund einer dagegen erhobenen Vorstellung mit Bescheid der Bezirks- 
hauptmannschaft Feldkirch vom 25. Juni 1969, Zl. II-61/12-1969, gemäß 
) 39 Abs. 6 des Gemeindegesetzes, Landesgesetzblatt für Vorarlberg 
Nr. 45/1965, aufgehoben und die Angelegenheit zur neuerlichen Ent- 
scheidung an die Gemeinde M. zurückverwiesen. Dieser Bescheid 
ist bei der Gemeinde M. am 27. Juni 1969 eingelangt. Am 29. Mai 
1970 erhob der Beschwerdeführer beim Verwaltungsgerichtshof Be- 
schwerde gemäß Art. 132 B-VG. , in der er Verletzung der Entschei- 
dungspflicht gegenüber der Gemeindevertretung der Gemeinde M. 
geltend macht, 

2. Der Verwaltungsgerichtshof ist der Meinung, daß er bei der 
Entscheidung über diese Säumnisbeschwerde die im g 15 der Landes- 
bauordnung, Landesgesetzblatt für Vorarlberg Nr. 49/1962 (LBO. ) 
enthaltenen Worte „zur Herstellung von Einfriedungen, sofern sie an 
öffentliche Verkehrsflächen zu liegen kommen", ferner die Bestim- 
mungen des ) 28, des g 80 und des ) 84 Abs. 1 und des ) 86 Abs. 1 

LBO. anzuwenden hat. Er hält diese Gesetzesstellen für verfassungs- 
widrig und beantragt deren Aufhebung. 

22* 
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3. a) Nach ) 15 Abs. 1 lit. b LBO. ist unter anderem eine Baube- 
willigung erforderlich „zur Herstellung von Einfriedungen, insofern 
sie an öffentliche Verkehrsflächen zu liegen kommen". 

b) g 28 LBO. lautet: 
(1) Ehestens nach Abhaltung der Verhandlung hat die Baubehörde 

das Baugesuch auf Grundlage der Verhandlungsergebnisse schriftlich 
zu erledigen. Bei Erteilung der Baubewilligung hat sie die für nötig 
befundenen Bedingungen und bei Versagung die Gründe hiefür be- 
kannt zu geben. 

(2) Liegen unbehobene, auf Privatrechte sich stützende Einwen- 
dungen vor, so hat die Baubehörde in der Baubewilligung sich nur 
über die Zulässigkeit des Baues aus öffentlichen Rücksichten auszu- 
sprechen und gleichzeitig die streitenden Teile rücksichtlich der eben 
bezeichneten Einwendungen, welche in der Erledigung auch ausdrück- 
lich anzuführen sind, auf den Rechtsweg zu verweisen. Uber alle 
anderen, nicht auf Privatrechte sich stützenden und unbehobenen Ein- 
wendungen hat die Baubehörde selbst in der Erledigung zu entschei- 
den. 

(3) Die Baubewilligung ist zu versagen, wenn die Baustelle zur 
Verbauung nicht geeignet ist, wenn öffentliche Rücksichten, z. B. 
ein Flächenwidmungsplan, gegen die geplante Bauführung sprechen 
und wenn die etwa erforderliche Verbindung (Zugang, Zufahrt) mit 
dem bestehenden Verkehrsnetz nicht gesichert ist. 

(4) Eine Ausfertigung der Erledigung des Baugesuches ist dem 
Baubewerber und jenen Beteiligten, bzw. deren Vertretern zuzu- 
stellen, welche Einwendungen erhoben oder die Verständigung bei 
der Bauverhandlung ausdrücklich verlangt haben. Hiebei ist dem 
Bauwerber im Falle der Baubewilligung eine mit dem Genehmigungs- 
vermerk der Baubehörde versehene und die allfällig aufgetragenen 
Planänderungen enthaltende Ausfertigung der Baupläne zurückzu- 
stellen. Die andere Ausfertigung der Baupläne ist von der Baubehörde 
aufzubewahren. 

g 80 LBO. lautet: 
Falls ein der Bewilligung unterliegender Bau ohne solche herge- 

stellt und falls die genehmigten Baupläne oder die Bedingungen der 
Bewilligung ohne die hiezu etwa erforderliche neuerliche Bewilligung 
(gg 8, 30) bei der Bauausführung nicht eingehalten wurden, so ist der 
Bauherr oder dessen Rechtsnachfolger von der Baubehörde aufzufor- 
dern, binnen 14 Tagen um die nachträgliche Erteilung der Baube- 
willigung anzusuchen. Nach fruchtlosem Verlauf dieser Frist, sowie 
wenn die Baubewilligung versagt wird, kann die Baubehörde die 

28 Verfngsungsg. -Erk. 
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gänzliche oder teilweise Abtragung des Baues binnen einer Fallfrist 
anordnen. 

5 84 Abs. 1 LBO. lautet: 
Die Vorschriften dieser Bauordnung werden, insofern darin keine 

anderweitigen Bestimmungen enthalten sind, vom Bürgermeister als 
Baubehörde in erster Instanz gehandhabt. 

g 86 Abs. 1 LBO. lautet: 
Gegen Bescheide des Bürgermeisters und gegen Beschlüsse der 

Gemeindevertretung und gegen die auf Grund solcher Beschlüsse er- 
gangenen Bescheide steht die Berufung an die Bezirksverwaltungs- 
behörde offen. 

4. a) Es kann der Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes nicht 
entgegengetreten werden, daß er bei der Entscheidung über die bei 
ihm anhängige Säumnisbeschwerde die angeführten Worte des g 15 
Abs. 1 lit. b sowie die Bestimmungen des ) 28 Abs. 1 LBO. anzu- 
wenden hat. Die Prozeßvoraussetzung der Präjudizialität ist daher 
bezüglich dieser Gesetzesstellen gegeben. Der Antrag des Verwal- 
tungsgerichtshofes ist insoweit zulässig. 

b) Dagegen ist der Verfassungsgerichtshof der Meinung, daß der 
Verwaltungsgerichtshof bei der Entscheidung über die bei ihm erho- 
bene Säumnisbeschwerde keinesfalls die Bestimmung des $ 80 LBO. 
anzuwenden hat, weil darin ein behördliches Verhalten geregelt wird, 
das mit der Entscheidung einer — wenn auch nachträglich beantrag- 
ten — Baubewilligung in keinem Zusammenhang steht. Der Antrag 
des Verwaltungsgerichtshofes auf Aufhebung des g 80 LBO. war 
daher zurückzuweisen. 

c) Bezüglich des g 86 Abs. 1 LBO. hat der Verfassungsgerichtshof 
erwogen: 

Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis Slg. Nr. 6196/ 
1970, ausgesprochen, daß er wie schon bisher davon ausgeht, daß 
einer Zuständigkeits- und Instanzenzugsvorschrift, die früher als mit 
31. Dezember 1965 in Kraft gesetzt worden ist und der durch die 
Bundes-Verfassungsgesetznovelle 1962 getroffenen Regelung wider- 
spricht, durch das Inkrafttreten der neuen Gemeinderechtsvorschriften 
mit diesem Zeitpunkt derogiert worden ist (vgl. Erk. Slg. Nr. 5409! 
1966, 5624/1967) und daß die Regelung damit im Umfang der Deroga- 
tion einen neuen Inhalt erhalten hat. Ein solcher durch Derogation 
mit 31. Dezember 1965 geschaffener neuer Inhalt des Gesetzes werde 
aber durch das bloße Unterbleiben der Bezeichnung als Angelegenheit 
des eigenen Wirkungsbereiches bis spätestens 31. Dezember 1969 
nicht verändert. Das Gesetz sei auch nach diesem Zeitpunkt im Um- 
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fang der Derogation von der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich 
zu vollziehen, sei aber insoweit mangels der verfassungsgesetzlich 
geforderten Bezeichnung verfassungswidrig. Der Verfassungsgerichts- 
hof hält an dieser Meinung fest. 

Das bedeutet, daß die Bestimmung des g 86 Abs. 1 LBO. , soweit 
sie sich auf Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde bezieht, nicht mehr in Kraft steht. Daß sie sich auch auf 
Angelegenheiten bezieht, die nicht der örtlichen Baupolizei im Sinne 
des Art. 118 Abs. 3 Z. 9 B-VG. zuzuordnen sind, kann der LBO. nicht 
entnommen werden. Diese Bestimmung steht daher zur Gänze nicht 
mehr in Kraft. Sie kann daher auch vom Verfassungsgerichtshof 
nicht aufgehoben werden. 

Da keine Norm vorliegt, taucht die Frage der Präjudizialität nicht 
auf. Der Antrag des Verwaltungsgerichtshofes auf Aufhebung des 

) 86 Abs. 1 LBO. war somit zurückzuweisen. 

II. Der Verwaltungsgerichtshof hält die von ihm angefochtenen 
präjudiziellen Gesetzesstellen deshalb für verfassungswidrig, weil 
sie eine Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde 
im Sinne des Art. 118 Abs. 3 Z. 9 (örtliche Baupolizei) B-VG. regeln, 
ohne daß sie im Sinne des Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. als 
solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde bezeichnet sind. 

Der Verfassungsgerichtshof hat darüber erwogen: 

1. g 84 Abs. 1 LBO. bestimmt lediglich, daß die Vorschriften dieser 
Bauordnung, insofern darin keine anderweitigen Bestimmungen ent- 
halten sind, vom Bürgermeister als Baubehörde in erster Instanz 
gehandhabt werden. Es wird damit lediglich eine — inhaltlich betrach- 
tet — verfassungsrechtlich unbedenkliche Zuständigkeitsregelung ge- 
troffen, aber keine in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde 
fallende „Angelegenheit" im Sinne des Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz 
B-VG. geregelt. Damit entfällt auch eine Bezeichnungspflicht im Sinne 
dieser Verfassungsstelle. Dem Antrag des Verwaltungsgerichtshofes 
war daher bezüglich dieser Gesetzesstelle keine Folge zu geben. 

2. Wohl aber regeln die übrigen vom Verwaltungsgerichtshof 
angefochtenen präjudiziellen Gesetzesstellen solche Angelegenheiten, 
ohne daß sie im Sinne des Art. 118 Abs. 2 zweiter Satz B-VG. als 
solche des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde bezeichnet sind. 
Diese Gesetzesstellen erweisen sich daher insoweit als verfassungs- 
widrig und waren aufzuheben, 


